Deutsdier Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drudksache 3731 


Der Bundesminister der Finanzen 
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Bonn, den 6. Juli 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an 
andere Bezieher als den Bund 
hier: Kapitalbeteiligung des Landes Berlin an 
der Gemeinnützigen Wohnungsbau-AG, 
Groß-Berlin (Gewobag) in Berlin 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3 der 
Reichshaushaltsordnung 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Wohnungsbau 
bitte ich gemäß § 47 Abs. 4 der Rcichshaushaltsordnung, die Zu- 
stimmung des Deutschen Bundestages dazu herbeizuführen, daß wei- 
tere junge Anteile an der im Eigentum des Bundes mit 77 v. H. 
und dem Lande Berlin mit 23 v. H. stehenden Gewobag dem Lande 
Berlin überlassen werden können. 

Die Gewobag ist im Jahre 1919 durch Dienststellen des Deuschen 
Reichs gegründet worden. Das im Verhältnis 1:1 umgestellte Grund- 
kapital beträgt im Zeitpunkt dieses Antrages 6,5 Mio DM, wovon 
4 Mio DM dem Bund als Nachfolger des Reichs gehören, z. Z. 
verwaltet vom Herrn Senator für Finanzen, Berlin, 1 Mio DM der 
Stiftung für Forschung im Wohnungsbau- und Siedlungswesen, 
einer Stiftung des Reichs, sowie 1,5 Mio DM dem Lande Berlin, 
das diese Kapitalbeteiligung mit Zustimmung des Deutschen Bundes- 
tages und des Bundesrates - vgl. Drucksache 1655 des Deutschen 
Bundestages, 2. Wahlperiode 1953, Az.: BMF II B/2 - F 7328-3/55 - 
vom 27. August 1955 - erworben hat. 

Die Gesellschaft als gemeinütziges Wohnungsunternehmen und Organ 
der staatlichen Wohnungspolitik ist ausschließlich im sozialen Woh- 
nungsbau tätig. Der Wohnungsbestand beträgt z. Z, rd. 8 700 Klein- 
wohnungen. Neben der Wohnungsbautätigkeit befaßt sie sich mit 
dem Bau und der Betreuung von Kleinsiedlungen. In Spandau- West 
wird z. Z. ein Bauvorhaben von insgesamt rd. 1 400 Wohnungen 
im sozialen Wohnungsbau durch geführt, wovon der erste Teilab- 
schnitt von rd. 700 Wohnungen bereits fertiggestellt ist. 

In Zusammenarbeit mit Senat und Bezirksämtern von Berlin sind 
weitere Wohnsiedlungen in Charlottenburg-Nord und Tegel-Süd in 
Vorbereitung. 
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Die beantragte Kapitalbeteiligung der Gewobag soll jedoch auch zur 
Durchführung von Wiederaufbaumaßnahmen in Trümmergebieten 
der Innenstadt verwendet werden. Hier laufen z. Z. besonders im 
Gebiet der Südtangente und im Ruinengebiet des Bezirks Kreuzberg 
- nach Abstimmung mit dem Herrn Senator für Bau- und Woh- 
nungswesen - intensive Bauvorbereitungen. In diesen vorbezeichneten 
Gebieten sind bereits schon jetzt Grundstücke im Gesamtwert von 
rd. 500000 DM erworben worden. Die geplanten Baumaßnahmen 
können jedoch nur verwirklicht werden, sofern die Gesellschaft wei- 
terhin mit Eigenkapital gestärkt wird. 

Der Erwerb neuer Anteile am Grundkapital der Gewobag durch 
den Bund ist nicht vorgesehen, weil Mittel des Bundes nur insoweit 
als Kapitalbeteiligung eingesetzt werden, wie es zur Durchführung 
der wohnungspolitischen Ziele des Bundes oder besonderer Bundes- 
interessen erforderlich ist. Die Gesellschaftt hat aber nur in Berlin 
ein Betätigungsfeld in Bau und Verwaltung von Kleinwohnungen 
des sozialen Wohnungsbaues. Sie entspricht in diesem Rahmen der 
Wohnungspolitik des Bundes, wird aber für die Durchführung be- 
sonderer wohnungspolitischer Ziele des Bundes nicht in Anspruch 
genommen. 

Da die Gesellschaft ohne Kapitalerhöhung ihren Aufgaben nicht 
gerecht werden kann, hat sich das Land Berlin bereit erklärt, einen 
neuen Anteil am Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 1 Mio DM 
zu übernehmen. Ich begrüße die Beteiligung des Landes Berlin, da 
mit dem Einsatz der Gesellschaft für Wiederaufbaumaßnahmen in 
Berlin in erster Linie Landesinteressen berührt werden. 

Damit überläßt der Bund junge Anteile einem anderen Bezieher, 
wofür nach § 47 Abs. 3 und 4 der Reichshaushaltsordnung in Fäl- 
len, in denen es sich um einen erheblichen Wert handelt, die Zu- 
stimmungen des Bundesrates und des Deutschen Bundestages erfor- 
derlich sind. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen An- 
trag übermittelt. 


In Vertretung 
Hartmann 



